
 
 
 

 

 1 

Factsheet 1: Reform der Pflegeversicherung 

 

Drei zentrale Forderungen zur Bundestagswahl 2025 

Die Pflegeversicherung wurde 1995 eingeführt, um im Pflegefall die finanzielle Belastung zu 

mildern, die zuvor allein von den Pflegebedürftigen und ihren Familien beziehungsweise von 

der Sozialhilfe getragen wurde. Gegenwärtig reicht die Pflegeversicherung jedoch oft nicht 

mehr aus: Die Kosten für die Pflegeleistungen sind stark gestiegen und werden voraussicht-

lich weiter steigen. Die Leistungen der Pflegeversicherung werden jedoch nicht äquivalent 

gesteigert. 

Durch steigende Eigenanteile in der stationären Pflege sind die finanziellen Belastungsgren-

zen vieler Menschen erreicht oder bereits überschritten. 

Mit der Intention entwickelt, dass die „überwiegende Zahl der Pflegebedürftigen nicht mehr 

auf Sozialhilfe angewiesen ist“1, sollte die Pflegekasse „eine Grundversorgung sicherstellen, 

die im Regelfall ausreicht, die pflegebedingten Aufwendungen abzudecken.“2 Die Investi- 

tionskosten sollten von den Ländern gezahlt werden. Die von den Pflegebedürftigen zu tra-

genden Kosten belaufen sich laut dem ursprünglichen Gedanken der Pflegeversicherung auf 

die Kosten für Unterkunft und Verpflegung.3 Diese Aufteilung entspricht nicht mehr der Wirk-

lichkeit. 

Die tatsächlichen Kosten für die pflegebedingten Leistungen sind schon lange deutlich höher 

als der Betrag, den die Pflegeversicherung zahlt. In der Folge sind viele Pflegebedürftige auf 

die Sozialhilfe angewiesen. Im Jahr 2026 wird die Sozialhilfequote bei stationär Versorgten 

Berechnungen zufolge bei 36 Prozent liegen.4 Wir benötigen also eine grundlegende Reform 

der Pflegeversicherung.  

Die Diakonie schlägt vor: 

1. Die Eigenanteile in der stationären Pflege durch einen Sockel-Spitze-Tausch  

deckeln 

Die Pflegekasse zahlt bei der stationären Pflege aktuell einen festen Sockelbetrag. Die 

darüberhinausgehenden Kosten müssen die Pflegebedürftigen selbst aufbringen. Dieser  

variable Betrag („Spitze“) setzt sich aus dem sogenannten „einrichtungseinheitlichen Eigen-

anteil“ (EEE), den Kosten für Unterkunft und Verpflegung sowie den Investitionskosten  

zusammen. Dies ist der Gesamtzuzahlungsbetrag einer pflegebedürftigen Person in der voll-

stationären Pflege. 

 
1 Deutscher Bundestag (1993): Gesetzesbegründung Pflege Entwurf eines Gesetzes zur sozialen Absicherung 
des Risikos der Pflegebedürftigkeit, Seite 2 
2 Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung (1997): Erster Bericht über die Entwicklung der Pflegeversiche-
rung seit ihrer Einführung am 1. Januar 1995, Seite 8 ff. 
3 Heinz Rothgang (2023): Zur Notwendigkeit einer Finanz- und Strukturreform der Pflegeversicherung 
4 DAK (2023): DAK-Studie zeigt Reformbedarf in der Pflege: Sozialhilfequote in Heimen bis 2026 bei 36 Prozent 
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https://link.springer.com/content/pdf/10.1007/s00103-023-03695-3.pdf
https://www.dak.de/presse/bundesthemen/politik-unternehmensnachrichten/dak-studie-zeigt-reformbedarf-in-der-pflege-sozialhilfequote-in-heimen-bis-2026-bei-36-prozent_48128
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Der Betrag, den die Pflegebedürftigen zuzahlen müssen, steigt seit Jahren an.5 Der durch-

schnittliche EEE betrug 2024 bundesweit 950 Euro (NRW: 917 Euro). Die Gesamtbelastung 

für eine pflegebedürftige Person lag im Jahr 2024 bundesweit bei 2.424 Euro (NRW: 2.764 

Euro).6 Bei einer durchschnittlichen Brutto-Rente von 1.623 Euro (NRW: 1.708 Euro)7 sind 

die gestiegenen Kosten für die Pflege für die meisten Menschen nicht zu bezahlen. Wegen 

der stark steigenden Eigenanteile rutschen immer mehr Pflegebedürftige in die Sozialhilfe.8 

Um dieser Entwicklung entgegenzuwirken und vollstationäre Pflege für die pflegebedürftigen 

Menschen wieder bezahlbar zu machen, wird der „Sockel-Spitze-Tausch“ diskutiert. Hierbei 

würden die Eigenanteile der Pflegebedürftigen nach oben hin und zeitlich begrenzt, also 

planbar, und im Sockel fixiert. Der Sockelbetrag könnte langfristig angespart oder über neue 

Versicherungsangebote vollständig abgedeckt werden. Die darüberhinausgehenden Kosten 

würden von der Pflegeversicherung getragen. 

2. Kosten für notwendige medizinische Behandlungspflege in die Krankenversiche-

rung überführen 

Pflegebedürftige Menschen haben bei häuslicher Pflege und notwendiger medizinischer Be-

handlungspflege (zum Beispiel Verbandwechsel oder Medikamentengabe) gegenüber ihrer 

Krankenversicherung einen Anspruch auf Finanzierung dieser notwendigen Leistungen. Lebt 

eine pflegebedürftige Person in einer stationären Pflegeeinrichtung, müssen die Pflegekas-

sen diese Aufwendungen für die notwendige medizinische Behandlungspflege tragen. Da die 

Leistungsbeträge der Pflegeversicherung diese Kosten nur zum Teil abdecken, zahlen die 

Pflegebedürftigen, beziehungsweise die Sozialhilfe, anteilig für diese Aufwendungen mit. 

Diese Ungleichbehandlung zwischen Menschen in ambulanter und stationärer Pflege muss 

beendet werden. Die Kosten der medizinischen Behandlungspflege müssen auch im voll- 

stationären Setting von der Krankenversicherung übernommen werden.9 

3. Ausbildungskosten für künftige Pflegekräfte aus Steuermitteln finanzieren 

Die Finanzierung der Pflegeausbildung ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe und darf 

nicht weiter zu Lasten der Pflegebedürftigen erfolgen. Die Ausbildungskostenumlage sollte 

also aus den Eigenanteilen, die die Pflegebedürftigen zahlen, herausgenommen werden. 

Pflegebedürftige in stationären Einrichtungen in NRW würden dadurch zum Beispiel im  

ersten Jahr um 178 Euro monatlich entlastet.10 

 
5 Bundesgesundheitsministerium (2024): Zukunftssichere Finanzierung der sozialen Pflegeversicherung,  
Seite 117 
6 Wissenschaftliches Institut der AOK WIdO (2025): Entwicklung der Eigenanteile in der vollstationären Pflege 
7 Deutsche Rentenversicherung (2024): Rentenatlas 2024 
8 Statistisches Bundesamt (2024): Rund 407 000 Personen erhielten im Laufe des Jahres 2023 Hilfe zur Pflege 
9 Auch wenn die genauen Kosten für die Behandlungspflege im stationären Setting schwer zu beziffern sind, proji-
zieren das IGES Institut im Bericht der Bundesregierung zur Zukunftssicheren Finanzierung der sozialen Pflege-
versicherung (SPV) 2024 sowie Gesundheitsökonom H. Rothgang in einer Studie zur Struktur- und Finanzreform 
der Pflegeversicherung aus 2023 dennoch, dass eine Überführung dieser Kosten von SGB XI ins SGB V zu Ein-
sparungen für die SPV von anfänglich drei Milliarden Euro führen könnte (siehe Fußnote 4). 
10 VDEK (2024): Finanzielle Eigenbeteiligung von Pflegebedürftigen in Pflegeheimen steigt weiter – Bund und 
Land in der Verantwortung 
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https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Sozialhilfe/empfaenger-hilfe-pflege.html
https://www.vdek.com/LVen/NRW/Presse/Pressemitteilungen/2024/eigenanteile-pflege-07-2024.html
https://www.vdek.com/LVen/NRW/Presse/Pressemitteilungen/2024/eigenanteile-pflege-07-2024.html

